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Der Krieg den alle lieben
WWeennnn  mmaann  iinn  ddiieesseenn  TTaaggeenn  TTaaggeesssscchhaauu  gguucckktt,,  ZZeeiittuunnggeenn  ooddeerr  iinnddyymmeeddiiaa  lliieesstt,,  kkaannnn  mmaann  ssiicchh  
sscchhoonn  wwuunnddeerrnn..  DDaa  ffaannggeenn  eeiinniiggee  wweessttlliicchhee  SSttaaaatteenn  aann,,  eeiinn  LLaanndd  aann  ddeerr  GGrreennzzee  EEuurrooppaass  zzuu  
bboommbbaarrddiieerreenn  uunndd  ((ffaasstt))  aallllee  sscchheeiinneenn  eess  ssuuppeerr  zzuu  ffiinnddeenn..  DDaa  üübbeerrnniimmmmtt  ddiiee  NNAATTOO  ddeenn  
OObbeerrbbeeffeehhll  uunndd  ddaass  eeiinnzziiggee  PPrroobblleemm  sscchheeiinntt  zzuu  sseeiinn,,  ddaassss  DDeeuuttsscchhllaanndd  nniicchhtt  aauucchh  nnoocchh  ddiieesseenn  
KKrriieegg  ffüühhrrtt..  EEiinn  KKrriieegg  ddeenn  aallllee  lliieebbeenn??  

AAUUFFSSTTAANNDD,,  RREEVVOOLLUUTTIIOONN,,  
BBÜÜRRGGEERRKKRRIIEEGG,,  NNAATTOOKKRRIIEEGG??!!

Wir wollen hier gar keinen Hehl daraus 
machen, dass auch wir relativ wenig über die 
Geschichte und die aktuelle Situation Libyens 
wissen. Es mussten erst Aufstände und 
Revolutionen in vielen arabischen Staaten 
losbrechen, in Libyen ein Bürgerkrieg wüten 
und eine „Koalition der Willigen“ unter 
Führung der NATO das Land bombardieren 
damit wir uns mit der Lage in den arabischen 
Ländern beschäftigen – bzw. vor allem mit 
der ratlosen Positionierung der radikalen 
Linken dazu. Es wäre schon schlimm genug, 
wenn sie nicht in der Lage wäre, Antworten 
auf drängende Fragen zu geben. Sie stellt aber 
noch nicht einmal die notwendigen Fragen.
Umso mehr verwundert die Bereitschaft 
Einiger, die eigene Positionslosigkeit durch 
ein unkritisches Übernehmen der, von der 
„Koalition der Willigen“ und nahezu allen 
bürgerlichen Medien betriebenen, Kriegstrei-
berei zu überdecken.
Wir fühlen uns den Aufständischen in den 
arabischen Ländern verbunden aber auch un-
serer radikalen Kritik an der, seit dem Kolo-
nialismus anhaltenden und immer schon 
kriegerisch verteidigten, Dominanz Europas 
und der USA, verpflichtet.
In Libyen stellt sich die Situation anders da 
als in Tunesien oder Ägypten. Kein geordnet-
er Wandel unter einer dem früheren Herr-
schaftssystem verbundenen Übergangsregier-
ung oder der Armee.
Stattdessen ein Bürgerkrieg, den die Rebellen 
mit Unterstützung der NATO wohl früher 
oder später gewinnen werden.

LLIIBBYYEENN  --  WWAASS  WWAARR  EEIIGGEENNTTLLIICCHH  
VVOORR  DDEEMM  1177..  FFEEBBRRUUAARR  22001111??

Bereits 1911 besetzte Italien weite Teile 
Libyens. Allerdings gab es noch Jahrzehnte 
lang erbitterten Widerstand gegen die Kolo-
nialisierung. Die Faschisten unter Mussolini 
erklärten es zu ihrer historischen Aufgabe, die 
italienische Niederlage gegen die äthiopische 
Armee von 1896 wieder gutzumachen und 
(Nord-)Afrika unter italienische, weiße Kon-
trolle zu bringen. Deshalb wurde Libyen bis 
zur Niederlage der Italiener im 2. Weltkrieg 
mit einem blutigen Kolonialkrieg überzogen.
Anschließen stand das Land unter UN-Kon-
trolle und wurde 1951 offiziell unabhängig.
Mit freundlichen Unterstützung der Briten 
und der US-Amerikaner kam König Idris an 
die Macht, begann staatliche Strukturen 
aufzubauen und verkaufte ab 1959 Erdöl.
Zehn Jahre später putschte eine Gruppe 
Generäle, schaffte die Monarchie ab, schmiss 
die westlichen Armeen und Konzerne aus 
dem Land, verstaatlichte z.B. das Erdöl und 
orientierte sich zunächst am arabischen 

Sozialismus Nassers aus Ägypten.
Diese antikolonialen Bestrebungen, machten 
den nun herrschenden Gaddafi jahrzehntelang 
zu einem Feind der westlichen Staaten. Die 
Unterstützung von – je nach Lesart - nation-
alen Befreiungsbewegungen und antiimperial-
istischen Gruppen - oder eben terroristischen 
Gruppen – steigerte die Feindschaft. Doch 
selbst die Bombardierung Tripolis durch die 
USA in den 1980ern konnte Gaddafi nicht 
stürzen. Erst die jahrelange politische und 
wirtschaftliche Isolation Libyens führte zu 
einer Änderung der außenpolitischen Leit-
linien des Gaddafi-Clans hin zu einer Ver-
fechtung der Afrikanischen Union (nach euro-
päischem Vorbild) und schließlich zum islam-
ischen Panarabismus.

In den vergangenen 10 Jahren wurde Libyen 
schließlich von der Liste der sog. Terror-
staaten gestrichen und die wirtschaftliche 
Sanktionen wurden aufgehoben. Von nun an 
galt Gaddafi als geläutert und pflegte enge 
Freundschaften mit der EU und einzelnen 
Staatschefs und Politikern (z.B. Berlusconi, 
Sarkozy!, Haider). Der Diktator hatte, was die 
EU wollte – nämlich Öl und Gas. Die EU 
sieht Nordafrika als zukünftig wichtigsten 
Energielieferanten neben Russland. Außerdem 
konnte er Flüchtlinge zurückhalten oder 
Abgeschobene aufnehmen und sie skrupellos 
der Wüste überlassen. Er wurde zu einem der 
wichtigsten Verbündeten der EU im Maghreb, 
lieferte Öl und bewachte die Grenzen. Dafür 
bekam er Milliarden von Euros, Waffen und 
Know-How.
Selbstverständlich nutzte er Geld und Waffen 
vor allem um seine Herrschaft nach Innen 
polizeistaatlich und militärisch abzusichern. 
Denn obwohl Libyen formal eine Basis-
demokratie und Gaddafi ohne Amt im Staate 
ist, herrschte er seit langem diktatorisch, ließ 
Oppositionelle massenhaft töten und 
einkerkern und sicherte seine Herrschaft vor 
allem durch eine geschickte Stammespolitik 
und die Verteilung der Macht an seine Kinder. 
Die gesellschaftlichen Errungenschaften der 
ersten Jahre (ein funktionierendes Gesund-
heitswesen, formale Gleichberechtigung der 
Frauen, Ausbau des Bildungssystems und 
relative ökonomische Sicherheit) erstickten 
unter der selbstverliebten Machtsucht des 
Herrschers und seines Clans.
Aber Libyen war einer dieser arabischen 
Staaten und Gaddafi einer dieser zuver-
lässigen Herrscher. Eine Diktatur ist halt eine 
Diktatur. Eine Diktatur, die der EU nützt, ist 
eine nützliche Diktatur - kein Grund zur Auf-
regung, solange Stabilität garantiert wird.
In Deutschland und den anderen EU-Staaten 
interessierte sich eigentlich niemand, außer 
den Geopolitiker_innen und Energiekon-
zernen, für Libyen, wie auch für die restlichen 
arabischen Diktaturen. Okay der Iran, der war 
irgendwie schon immer böse, aber schließlich 

handelt es sich doch wohl um eine vollkom-
men irre Mullahdiktatur und nicht um eine 
zivilisierte, prowestliche Diktatur.
Auch in der (radikalen) Linken in der BRD 
wurde die Situation in den arabischen Län-
dern oder speziell die in Libyen nicht thema-
tisiert. Ausgenommen ein paar Antira-Grup-
pen in deren Publikationen Libyen erwähnt 
wurde, aber da ging es dann meist um 
Verträge mit der EU zur Flüchtlings-
rücknahme und Kooperation mit der EU-
Grenzschutzagentur FRONTEX. Die Situ-
ation der libyschen Bevölkerung oder gar die 
Unterstützung einer möglichen Opposition 
gegen die Diktatur war in der radikalen 
Linken nie ein Thema.

UUNNDD  PPLLÖÖTTZZLLIICCHH  ÄÄNNDDEERRNN  SSIICCHH  
DDIIEE  EERRZZEEUUGGTTEENN  BBIILLDDEERR

Es ist aufschlussreich zu beobachten, wie 
schnell ein und den selben Menschen und ein 
und der selben Handlung, je nach Kontext 
und Interessenlage, andere Rollen und 
Wertungen zugeschrieben werden.
Während die Menschen in Ägypten und 
Tunesien bis vor kurzem vor allem als gute 
Gastgeber bzw. Touristenführer wahrgenom-
men wurden, aber nicht als Opfer 
jahrzehntelanger diktatorischer Unterdrück-
ung, sie also auch keiner Befreiung bedurften, 
sind sie nun Akteur_innen einer Demokratie-
bewegung. Der Sprung gelingt scheinbar 
ohne Mühe und Irritation.
Die Iraker und Afghaninnen brauchten 
dagegen schon lange dringend die Befreiung 
durch den Westen. Dass es eventuell po-
litische Positionen geben könnte, die sich we-
der für die (prowestliche) Diktatur, noch für 
politischen Islamismus, noch für Demokratie 
nach westlichem Vorbild aussprechen, können 
sich Viele anscheinend gar nicht vorstellen.
Die westlichen Regierungen wissen jedoch 
um die politische Heterogenität der nordafri-
kanischen Staaten und bekommen nun Angst 
die Kontrolle zu verlieren.
Also müssen die diversen politischen, 
ethnischen und religiösen Strömungen, die in 
den verschiedenen arabischen Ländern zudem 
noch sehr unterschiedlich geprägt sind, 
schnell zu einer Demokratiebewegung umge-
deutet werden.
Selbst bürgerliche Medien merken an, dass in 
Bezug auf die Frage, ob bewaffnete Auf-
ständische als Zivilisten gelten können, von 
der NATO nur ausweichende Antworten zu 
bekommen sind. Denn nur zu deren „Schutz“ 
hat die UN das Mandat Nr. 1973 geschaffen.
Während Leute, die Polizeiwachen anzünden, 
Waffenlager plündern, zunächst mit Kala-
schnikovs und später auch mit schweren Waf-
fen die staatliche Ordnung und ihre Hüter 
angreifen, nun also in Libyen zu einer schutz-
bedürftigen, friedlichen und zivilen Bewe-
gung für Demokratie uminterpretiert werden, 
sind Leute, die das Selbe in Afghanistan oder 
dem Irak tun, Terroristen. In demokratischen 
Staaten würden Proteste übrigens niemals 
unterdrückt werden. In Deutschland können 




